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6) Der Täter ist wegen Hausfriedensbruchs nur zu bestrafen, wenn 
die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit schwererer Strafe be-
droht ist. 

7) In den Fällen des Abs. 1 und Abs. 2 ist der Täter nur mit Ermächti-
gung des in seinen Rechten Verletzten zu verfolgen. 

§ 110 

Eigenmächtige Heilbehandlung 

1) Wer einen anderen ohne dessen Einwilligung, wenn auch nach den 
Regeln der medizinischen Wissenschaft, behandelt, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

2) Hat der Täter die Einwilligung des Behandelten in der Annahme 
nicht eingeholt, dass durch den Aufschub der Behandlung das Leben 
oder die Gesundheit des Behandelten ernstlich gefährdet wäre, so ist er 
nach Abs. 1 nur zu bestrafen, wenn die vermeintliche Gefahr nicht be-
standen hat und er sich dessen bei Aufwendung der nötigen Sorgfalt (§ 6) 
hätte bewusst sein können. 

3) Der Täter ist nur auf Verlangen des eigenmächtig Behandelten zu 
verfolgen. 

4. Abschnitt 

Strafbare Handlungen gegen die Ehre 

§ 111 

Üble Nachrede 

1) Wer einen anderen in einer für einen Dritten wahrnehmbaren Weise 
einer verächtlichen Eigenschaft oder Gesinnung zeiht oder eines unehren-
haften Verhaltens oder eines gegen die guten Sitten verstossenden Verhal-
tens beschuldigt, das geeignet ist, ihn in der öffentlichen Meinung ver-
ächtlich zu machen oder herabzusetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer die Tat in einem Druckwerk, im Radio oder Fernsehen oder 
sonst auf eine Weise begeht, wodurch die üble Nachrede einer breiten 
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Öffentlichkeit zugänglich wird, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

3) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn die Behauptung als wahr er-
wiesen wird. Im Fall des Abs. 1 ist der Täter auch dann nicht zu bestrafen, 
wenn Umstände erwiesen werden, aus denen sich für den Täter hinrei-
chende Gründe ergeben haben, die Behauptung für wahr zu halten. 

4) Der Wahrheitsbeweis und der Beweis des guten Glaubens sind nur 
aufzunehmen, wenn sich der Täter auf die Richtigkeit der Behauptung 
oder auf seinen guten Glauben beruft. Über Tatsachen des Privat- oder 
Familienlebens oder über strafbare Handlungen, die nur auf Verlangen 
eines Dritten verfolgt werden, sind der Wahrheitsbeweis und der Beweis 
des guten Glaubens nicht zuzulassen. Ebenso sind der Wahrheitsbeweis 
und der Beweis des guten Glaubens über Tatsachen und Behauptungen, 
die vorwiegend in der Absicht vorgebracht oder verbreitet wurden, um 
jemandem Übles vorzuwerfen, nicht zuzulassen. 

§ 112 

Verleumdung 

1) Wer einen anderen in einer für einen Dritten wahrnehmbaren Weise 
einer verächtlichen Eigenschaft oder Gesinnung zeiht oder eines unehren-
haften Verhaltens oder eines gegen die guten Sitten verstossenden Verhal-
tens beschuldigt, das geeignet ist, ihn in der öffentlichen Meinung ver-
ächtlich zu machen oder herabzusetzen, ist, wenn er weiss (§ 5 Abs. 3), 
dass die Verdächtigung falsch ist, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer die Tat in einem Druckwerk, im Radio oder Fernsehen oder 
sonst auf eine Weise begeht, wodurch die Verleumdung einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich wird, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 113 

Vorwurf einer schon abgetanen gerichtlich strafbaren Handlung 

Wer einem anderen in einer für einen Dritten wahrnehmbaren Weise 
eine strafbare Handlung vorwirft, für die die Strafe schon vollzogen oder 
wenn auch nur bedingt nachgesehen oder nachgelassen oder für die vom 
Ausspruch einer Strafe abgesehen worden ist, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. 
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§ 114 

Straflosigkeit wegen Ausübung eines Rechtes oder Nötigung durch 
besondere Umstände 

1) Wird durch eine im § 111, § 112 oder im § 113 genannte Handlung 
eine Rechtspflicht erfüllt oder ein Recht ausgeübt, so ist die Tat gerecht-
fertigt. 

2) Wer durch besondere Umstände genötigt ist, eine dem § 111, § 112 
oder dem § 113 entsprechende Behauptung in der Form und auf die Wei-
se vorzubringen, wie es geschieht, ist nicht zu bestrafen, es sei denn, dass 
die Behauptung unrichtig ist und der Täter sich dessen bei Aufwendung 
der nötigen Sorgfalt (§ 6) hätte bewusst sein können. 

§ 115 

Beleidigung 

1) Wer einen anderen in einer für einen Dritten wahrnehmbaren Weise 
beschimpft, verspottet, am Körper misshandelt oder mit einer körperlichen 
Misshandlung bedroht, ist, wenn er deswegen nicht nach einer anderen 
Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Monat oder mit Geldstrafe bis zu 60 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer die im Abs. 1 genannte Tat öffentlich oder vor mehreren Leu-
ten begeht, ist, wenn er deswegen nicht nach einer anderen Bestimmung 
mit strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. 

3) Eine Handlung wird vor mehreren Leuten begangen, wenn sie in 
Gegenwart von mehr als zwei vom Täter und vom Angegriffenen ver-
schiedenen Personen begangen wird und diese sie wahrnehmen können. 

4) Wer sich nur durch Entrüstung über das Verhalten eines anderen da-
zu hinreissen lässt, ihn in einer den Umständen nach entschuldbaren Weise 
zu beschimpfen, zu misshandeln oder mit Misshandlungen zu bedrohen, ist 
entschuldigt, wenn seine Entrüstung, insbesondere auch im Hinblick auf 
die seit ihrem Anlass verstrichene Zeit, allgemein begreiflich ist. 
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§ 116 

Öffentliche Beleidigung des Landtages, der Regierung oder einer anderen 
öffentlichen Behörde 

Handlungen nach dem § 111, § 112 oder dem § 115 sind auch strafbar, 
wenn sie gegen den Landtag, die Regierung oder eine andere öffentliche 
Behörde gerichtet sind und öffentlich begangen werden. Die Bestim-
mungen der §§ 111 Abs. 3 und 4 und 114 gelten auch für solche strafbare 
Handlungen. 

§ 117 

Berechtigung zur Anklage 

1) Die strafbaren Handlungen gegen die Ehre sind nur auf Verlangen 
des in seiner Ehre Verletzten zu verfolgen. Sie sind jedoch von Amts 
wegen zu verfolgen, wenn sie gegen den Landesfürsten, den Landtag, die 
Regierung oder eine andere öffentliche Behörde gerichtet sind. Zur Ver-
folgung ist die Ermächtigung der beleidigten Person, des beleidigten 
Landtages oder der beleidigten Behörde einzuholen. 

2) Wird eine strafbare Handlung gegen die Ehre wider einen Beamten 
oder wider einen Seelsorger einer im Inland bestehenden Kirche oder 
Religionsgesellschaft während der Ausübung seines Amtes oder Dienstes 
begangen, so hat der öffentliche Ankläger den Täter mit Ermächtigung 
des Verletzten und der diesem vorgesetzten Stelle innerhalb der sonst 
dem Verletzten für das Verlangen nach Verfolgung offenstehenden Frist 
zu verfolgen. Das gleiche gilt, wenn eine solche Handlung gegen eine der 
genannten Personen in Beziehung auf eine ihrer Berufshandlungen in 
einem Druckwerk, im Radio oder Fernsehen oder sonst auf eine Weise 
begangen wird, dass sie einer breiten Öffentlichkeit zugänglich wird. Der 
Verletzte ist jederzeit berechtigt, sich der Anklage anzuschliessen. Ver-
folgt der öffentliche Ankläger eine solche strafbare Handlung nicht oder 
tritt er von der Verfolgung zurück, so ist der Verletzte selbst zur Anklage 
berechtigt. Die Frist zur Erhebung der Anklage beginnt in diesem Fall, 
sobald der Verletzte durch den öffentlichen Ankläger vom Unterbleiben 
der Verfolgung oder weiteren Verfolgung verständigt worden ist. 

3) Richtet sich eine der in den §§ 111, 112, 113 und 115 mit Strafe be-
drohten Handlungen gegen die Ehre eines Verstorbenen oder Verschol-
lenen, so sind sein Ehegatte, sein eingetragener Partner, seine Verwandten 
in gerader Linie und seine Geschwister berechtigt, die Verfolgung zu 
verlangen.1 

1 § 117 Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 379. 
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10. Abschnitt 

Strafbare Handlungen gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung und andere sexualbezogene Delikte1 

§ 2002 

Vergewaltigung 

1) Wer eine Person mit Gewalt, durch Entziehung der persönlichen 
Freiheit oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben (§ 89) zur Vornahme oder Duldung des Beischlafes oder einer dem 
Beischlaf gleichzusetzenden sexuellen Handlung nötigt, ist mit Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

2) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder eine 
Schwangerschaft der vergewaltigten Person zur Folge oder wird die ver-
gewaltigte Person durch die Tat längere Zeit hindurch in einen qualvollen 
Zustand versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt, so ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat aber den Tod 
der vergewaltigten Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu 
zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

§ 2013 

Sexuelle Nötigung 

1) Wer ausser den Fällen des § 200 eine Person mit Gewalt oder durch 
gefährliche Drohung zur Vornahme oder Duldung einer sexuellen Hand-
lung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur Folge 
oder wird die genötigte Person durch die Tat längere Zeit hindurch in 
einen qualvollen Zustand versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt, so 
ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, hat 
die Tat aber den Tod der genötigten Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe 
von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

1 Überschrift vor § 200 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
2 § 200 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
3 § 201 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
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§ 2021 

Aufgehoben 

§ 2032 

Sexuelle Belästigung 

1) Wer unmittelbar oder mittelbar mit Hilfe von Informations- oder 
Kommunikationstechnologien vor einer anderen Person, die dies nicht 
erwartet, eine sexuelle Handlung vornimmt und dadurch Ärgernis erregt 
oder wer eine Person tätlich oder unmittelbar oder mittelbar mit Hilfe 
von Informations- oder Kommunikationstechnologien in grober Weise 
durch Worte sexuell belästigt, ist auf Antrag mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer eine un-
mündige Person im Sinne von Abs. 1 sexuell belästigt. 

§ 204 

Sexueller Missbrauch einer wehrlosen oder psychisch 
beeinträchtigten Person3 

1) Wer eine wehrlose Person oder eine Person, die wegen einer Geis-
teskrankheit, wegen einer geistigen Behinderung, wegen einer tiefgrei-
fenden Bewusstseinsstörung oder wegen einer anderen schweren, einem 
dieser Zustände gleichwertigen seelischen Störung unfähig ist, die Bedeu-
tung des Vorgangs einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln, 
unter Ausnützung dieses Zustands zum Beischlaf oder einer dem Bei-
schlaf gleichzusetzenden sexuellen Handlung missbraucht, ist mit Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.4 

2) Wer eine wehrlose Person oder eine Person, die wegen einer Geis-
teskrankheit, wegen einer geistigen Behinderung, wegen einer tiefgrei-
fenden Bewusstseinsstörung oder wegen einer anderen schweren, einem 
dieser Zustände gleichwertigen seelischen Störung unfähig ist, die Bedeu-
tung des Vorgangs einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln, 
unter Ausnützung dieses Zustands ausser dem Fall des Abs. 1 sexuell 
missbraucht oder zu einer sexuellen Handlung mit einer anderen Person 

1 § 202 aufgehoben durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
2 § 203 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
3 § 204 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
4 § 204 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
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oder, um sich oder einen Dritten sexuell zu erregen oder zu befriedigen, 
dazu verleitet, eine sexuelle Handlung an sich selbst vorzunehmen, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.1 

3) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur Folge, 
so ist der Täter in den Fällen des Abs. 1 mit Freiheitsstrafe von einem bis 
zu zehn Jahren, in den Fällen des Abs. 2 mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Hat die Tat jedoch den Tod der 
missbrauchten Person zur Folge, so ist der Täter in den Fällen des Abs. 1 
mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, in den Fällen des 
Abs. 2 mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.2 

§ 2053 

Schwerer sexueller Missbrauch von Unmündigen 

1) Wer mit einer unmündigen Person den Beischlaf oder eine dem 
Beischlaf gleichzusetzende sexuelle Handlung unternimmt, ist mit Frei-
heitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine unmündige Person zur Vornahme 
oder Duldung des Beischlafes oder einer dem Beischlaf gleichzusetzen-
den sexuellen Handlung mit einer anderen Person oder, um sich oder 
einen Dritten sexuell zu erregen oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine 
dem Beischlaf gleichzusetzende sexuelle Handlung an sich selbst vorzu-
nehmen. 

3) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) der un-
mündigen Person zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf 
bis zu fünfzehn Jahren, hat sie aber den Tod der unmündigen Person zur 
Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen. 

4) Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person 
nicht um mehr als drei Jahre und ist keine der Folgen des Abs. 3 eingetre-
ten, so ist der Täter nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, es sei denn, die 
unmündige Person hat das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet. 

1 § 204 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
2 § 204 Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
3 § 205 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
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§ 2061 

Sexueller Missbrauch von Unmündigen 

1) Wer ausser dem Fall des § 205 eine sexuelle Handlung an einer 
unmündigen Person vornimmt oder von einer unmündigen Person an 
sich vornehmen lässt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine unmündige Person zu einer sexuel-
len Handlung (Abs. 1) mit einer anderen Person oder, um sich oder einen 
Dritten sexuell zu erregen oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine sexuelle 
Handlung an sich selbst vorzunehmen. 

3) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur Folge, 
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren, hat sie 
aber den Tod der unmündigen Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe von 
fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

4) Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person 
nicht um mehr als drei Jahre und ist keine der Folgen des Abs. 3 eingetre-
ten, so ist der Täter nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, es sei denn die 
unmündige Person hat das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet. 

§ 207 

Sittliche Gefährdung Unmündiger oder Jugendlicher2 

1) Wer eine Handlung, die geeignet ist, die sittliche, seelische oder ge-
sundheitliche Entwicklung unmündiger oder jugendlicher Personen zu 
gefährden, unmittelbar oder mittelbar mit Hilfe von Informations- oder 
Kommunikationstechnologien vor einer unmündigen Person oder einer 
seiner Erziehung, Ausbildung oder Aufsicht unterstehenden jugendli-
chen Person vornimmt, um dadurch sich oder einen Dritten sexuell zu 
erregen oder zu befriedigen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen, es sei denn, dass nach den Umständen des Falles eine Gefähr-
dung der unmündigen oder jugendlichen Person ausgeschlossen ist.3 

2) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur Folge, 
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.4 

1 § 206 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
2 § 207 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
3 § 207 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
4 § 207 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
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§ 2081 

Sexueller Missbrauch von Minderjährigen 

1) Eine Person, die nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres 
eine Person, die noch nicht das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat, 

1. unter Ausnützung ihrer fehlenden Fähigkeit zur sexuellen Selbstbe-
stimmung oder 

2. unter Ausnützung einer Notlage 

sexuell missbraucht oder zu einer sexuellen Handlung mit einer anderen 
Person, oder um sich oder einen Dritten sexuell zu erregen oder zu be-
friedigen, dazu verleitet, eine sexuelle Handlung an sich selbst vorzu-
nehmen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Person, die das achtzehnte Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, gegen Entgelt sexuell missbraucht oder 
zu einer sexuellen Handlung mit einer anderen Person, oder um sich oder 
einen Dritten sexuell zu erregen oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine 
sexuelle Handlung an sich selbst vorzunehmen. 

3) Hat die Tat nach Abs. 1 oder 2 eine schwere Körperverletzung (§ 84 
Abs. 1) zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 2092 

Anbahnung von Sexualkontakten mit Unmündigen 

Wer mit Hilfe von Informations- oder Kommunikationstechnologien 
die persönliche Annäherung mit einer unmündigen Person mit dem Vor-
satz vorschlägt, gegen diese eine Straftat nach §§ 205, 206 oder 219 Abs. 1 
Ziff. 1 zu begehen, ist, sofern bereits eine Vorbereitungshandlung im 
Hinblick auf ein solches Treffen gesetzt wurde, mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen. 

1 § 208 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
2 § 209 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
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§ 209a1 

Unsittliches Einwirken auf Unmündige 

Wer eine unmündige Person aus sexuellen Gründen veranlasst, eine 
sexuelle Handlung mitzuerleben, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
zu bestrafen. 

§ 2102 

Anbieten zur Prostitution 

1) Wer sich zur Prostitution anbietet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Anbieten im Sinne des Abs. 1 ist jedes Verhalten, das in einer Art, 
die berechtigtes öffentliches Ärgernis zu erregen geeignet ist, auf die 
Anbahnung von Beziehungen zur Ausübung von Prostitution abzielt. 

§ 2113 

Inzest 

1) Wer mit einer Person, die mit ihm in gerader Linie verwandt ist, 
den Beischlaf oder eine dem Beischlaf gleichzusetzende sexuelle Hand-
lung vollzieht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

2) Wer eine Person, mit der er in absteigender Linie verwandt ist, 
zum Beischlaf oder einer dem Beischlaf gleichzusetzenden sexuellen 
Handlung verführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

3) Wer mit seinem Bruder oder mit seiner Schwester den Beischlaf oder 
eine dem Beischlaf gleichzusetzende sexuelle Handlung vollzieht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten zu bestrafen. 

4) Wer zur Zeit der Tat das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollen-
det hat, ist wegen Inzest nicht zu bestrafen, wenn er zur Tat verführt 
worden ist. 

1 § 209a eingefügt durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
2 § 210 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
3 § 211 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
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§ 2121 

Missbrauch eines Autoritätsverhältnisses 

1) Wer sein minderjähriges Kind, Wahlkind, Stiefkind oder Mündel und 
wer unter Ausnützung seiner Stellung gegenüber einer seiner Erziehung, 
Ausbildung oder Aufsicht unterstehenden minderjährigen Person diese 
sexuell missbraucht oder, um sich oder einen Dritten sexuell zu erregen 
oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine sexuelle Handlung an sich selbst 
vorzunehmen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer 

1. als Arzt oder Angesteller einer Krankenanstalt oder als Angestellter 
einer Erziehungsanstalt oder sonst als ein in einer Erziehungsanstalt 
Beschäftigter eine in der Anstalt betreute Person oder 

2. als Beamter eine Person, die seiner amtlichen Obhut anvertraut ist 
oder 

3. eine Person, die ihm wegen einer geistigen oder seelischen Krankheit 
oder Behinderung einschliesslich einer Suchtkrankheit zur Beratung, 
Behandlung oder Betreuung anvertraut ist oder 

4. eine Person, die von ihm aufgrund einer Notlage, eines Arbeitsver-
hältnisses oder in ähnlicher Weise abhängig ist, 

unter Ausnützung seiner Stellung dieser Person gegenüber entweder 
sexuell missbraucht oder, um sich oder einen Dritten sexuell zu erregen 
oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine sexuelle Handlung an sich selbst 
vorzunehmen. 

3) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur Folge, 
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

§ 213 

Kuppelei 

1) Wer eine Person, zu der er in einem der in § 212 bezeichneten Ver-
hältnisse steht, unter den dort genannten Voraussetzungen zu sexuellen 
Handlungen mit einer anderen Person verleitet oder solchen sexuellen 
Handlungen zuführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.2 

1 § 212 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
2 § 213 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
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2) Handelt der Täter, um sich oder einem anderen einen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, so ist er mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 2141 

Entgeltliche Vermittlung von Sexualkontakten mit Minderjährigen 

1) Wer die persönliche Annäherung einer unmündigen mit einer an-
deren Person zur Vornahme einer sexuellen Handlung herbeiführt, um 
sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

2) Wer ausser dem Fall des Abs. 1 die persönliche Annäherung einer 
minderjährigen mit einer anderen Person zur Vornahme einer sexuellen 
Handlung herbeiführt, um sich oder einem anderen einen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestra-
fen. 

§ 215 

Zuführen zur Prostitution2 

1) Wer eine Person der Prostitution zuführt, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren zu bestrafen.3 

2) Aufgehoben4 

§ 215a5 

Förderung der Prostitution und pornographischer Darbietungen 
Minderjähriger 

1) Wer eine minderjährige Person, mag sie auch bereits der Prostituti-
on nachgehen, zur Ausübung der Prostitution oder zur Mitwirkung an 
einer pornographischen Darbietung anwirbt oder einem anderen zu ei-
nem solchen Zweck anbietet oder vermittelt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, wer eine minderjährige 

1 § 214 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
2 § 215 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
3 § 215 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
4 § 215 Abs. 2 aufgehoben durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
5 § 215a eingefügt durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
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Person, die der Prostitution nachgeht oder an einer pornographischen 
Darbietung mitwirkt, in diesem Zusammenhang ausnützt, um sich oder 
einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden. Wer die Tat gegen 
eine unmündige Person begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

2) Wer die Tat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter An-
wendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat das Leben 
der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet wird oder die Tat 
einen besonders schweren Nachteil für die Person zur Folge hat, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Wer 
eine derartige Tat gegen eine unmündige Person begeht, ist mit Freiheits-
strafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

3) An einer pornographischen Darbietung wirkt mit, wer dabei eine 
auf sich selbst reduzierte, von anderen Lebensäusserungen losgelöste und 
der sexuellen Erregung eines Betrachters dienende sexuelle Handlung an 
sich selbst, an einer anderen Person oder mit einem Tier vornimmt, eine 
solche sexuelle Handlung an sich vornehmen lässt oder auf solche Weise 
seine Genitalien oder seine Schamgegend zur Schau stellt. 

4) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer wissentlich 
eine pornographische Darbietung besucht, an der minderjährige Perso-
nen mitwirken. 

§ 216 

Zuhälterei1 

1) Wer mit dem Vorsatz, sich aus der Prostitution einer anderen Per-
son eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen, diese Person ausnützt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen.2 

2) Wer mit dem Vorsatz, sich aus der Prostitution einer anderen Per-
son eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen, diese Person ausbeutet, 
sie einschüchtert, ihr die Bedingungen der Ausübung der Prostitution 
vorschreibt oder mehrere solche Personen zugleich ausnützt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.3 

3) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist auch zu bestrafen, wer 
durch Einschüchterung eine Person abhält, die Prostitution aufzugeben. 4 

1 § 216 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
2 § 216 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
3 § 216 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
4 § 216 Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
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4) Wer eine nach den vorstehenden Bestimmungen mit Strafe bedrohte 
Handlung als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.1 

5) Der Täter ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah-
ren zu bestrafen, wenn die ausgenützte Person das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat.2 

§ 217 

Grenzüberschreitender Prostitutionshandel3 

1) Wer eine Person, mag sie auch bereits der Prostitution ergeben 
sein, der Prostitution in einem anderen Staat als in dem, dessen Staatsan-
gehörigkeit sie besitzt oder in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, zuführt oder sie hierfür anwirbt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren, wenn er die Tat jedoch gewerbsmässig 
begeht, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.4 

2) Wer eine Person (Abs. 1) mit dem Vorsatz, dass sie in einem anderen 
Staat als in dem, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, Prostitution treibe, durch Täuschung 
über dieses Vorhaben verleitet oder mit Gewalt oder durch gefährliche 
Drohung nötigt, sich in einen anderen Staat zu begeben, oder sie mit Ge-
walt oder unter Ausnützung ihres Irrtums über dieses Vorhaben in einen 
anderen Staat befördert, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen.5 

§ 2186 

Exhibitionismus 

Wer öffentlich und unter Umständen, unter denen sein Verhalten ge-
eignet ist, durch unmittelbare Wahrnehmung berechtigtes Ärgernis zu 
erregen, eine sexuelle Handlung vornimmt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

1 § 216 Abs. 4 abgeändert durch LGBl. 2007 Nr. 186. 
2 § 216 Abs. 5 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
3 § 217 Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 2007 Nr. 186. 
4 § 217 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
5 § 217 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
6 § 218 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
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§ 218a 

Pornographie1 

1) Wer pornographische Schriften, Ton- oder Bildaufnahmen, Abbil-
dungen, andere Gegenstände solcher Art oder pornographische Vorfüh-
rungen einer Person, die das sechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, anbietet, zeigt, überlässt, sonst zugänglich macht oder durch Radio, 
Fernsehen oder andere elektronische Medien verbreitet, ist mit Freiheits-
strafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen.2 

2) Wer Gegenstände oder Vorführungen im Sinne von Abs. 1 öffent-
lich ausstellt oder zeigt oder sie sonst jemandem unaufgefordert anbietet, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 
Tagessätzen zu bestrafen. Wer die Besucher von Ausstellungen oder Vor-
führungen in geschlossenen Räumen im Voraus auf deren pornogra-
phischen Charakter hinweist, bleibt straflos.3 

3) Wer Gegenstände oder Vorführungen im Sinne von Abs. 1, die se-
xuelle Handlungen mit Tieren, menschlichen Ausscheidungen oder Ge-
walttätigkeiten zum Inhalt haben, herstellt, einführt, lagert, in Verkehr 
bringt, anpreist, ausstellt, anbietet, zeigt, überlässt oder zugänglich macht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen.4 

4) Wer sich Gegenstände oder Vorführungen im Sinne von Abs. 1, die 
Gewalttätigkeiten zum Inhalt haben, verschafft oder solche besitzt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen.5 

5) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer die in 
Abs. 1 bis 3 bezeichneten Taten gewerbsmässig oder als Mitglied einer 
kriminellen Vereinigung begeht.6 

6) Gegenstände oder Vorführungen im Sinne dieser Bestimmung sind 
nicht pornographisch, wenn sie einen schutzwürdigen kulturellen oder 
wissenschaftlichen Wert haben.7 

1 § 218a Sachüberschrift abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
2 § 218a Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
3 § 218a Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
4 § 218a Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
5 § 218a Abs. 4 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
6 § 218a Abs. 5 abgeändert durch LGBl. 2007 Nr. 186. 
7 § 218a Abs. 6 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
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§ 2191 

Pornographische Darstellungen Minderjähriger 

1) Wer eine pornographische Darstellung einer minderjährigen Per-
son (Abs. 5) 

1. herstellt, 

2. sich verschafft oder besitzt oder 

3. einem andern anbietet, verschafft, überlässt, vorführt oder sonst zu-
gänglich macht, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, wer eine 
pornographische Darstellung einer minderjährigen Person (Abs. 5) zum 
Zweck der Verbreitung herstellt, einführt, befördert oder ausführt oder 
eine Tat nach Abs. 1 gewerbsmässig begeht. 

3) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, 
wer die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung oder so begeht, 
dass sie einen besonders schweren Nachteil der minderjährigen Person 
zur Folge hat; ebenso ist zu bestrafen, wer eine pornographische Darstel-
lung einer minderjährigen Person (Abs. 5) unter Anwendung schwerer 
Gewalt herstellt oder bei der Herstellung das Leben der dargestellten 
minderjährigen Person vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet. 

4) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer mit Hilfe 
von Informations- oder Kommunikationstechnologien wissentlich auf 
eine pornographische Darstellung minderjähriger Personen zugreift. 

5) Pornographische Darstellungen minderjähriger Personen sind 

1. Abbildungen oder bildliche Darstellungen einer sexuellen Handlung 
an einer minderjährigen Person oder einer minderjährigen Person an 
sich selbst, an einer anderen Person oder mit einem Tier, 

2. Abbildungen oder bildliche Darstellungen der Genitalien oder der 
Schamgegend minderjähriger Personen, soweit es sich um auf sich 
selbst reduzierte und von anderen Lebensäusserungen losgelöste Ab-
bildungen handelt, die der sexuellen Erregung des Betrachters dienen. 

6) Nach Abs. 1 Ziff. 1 und 2 ist nicht zu bestrafen, wer eine porno-
graphische Darstellung einer jugendlichen Person mit deren Einwilligung 
und zu deren eigenem Gebrauch herstellt oder besitzt. 

1 § 219 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
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7) Gegenstände oder Vorführungen im Sinne dieser Bestimmung sind 
nicht pornographisch, wenn sie einen schutzwürdigen kulturellen oder 
wissenschaftlichen Wert haben. 

§ 2201 

Tätigkeitsverbot 

1) Hat der Täter eine strafbare Handlung gegen die sexuelle Selbstbe-
stimmung oder ein anderes sexualbezogenes Delikt gegen eine minder-
jährige Person begangen und im Tatzeitpunkt eine Erwerbstätigkeit oder 
sonstige Tätigkeit in einem Verein oder einer anderen Einrichtung ausge-
übt oder auszuüben beabsichtigt, welche die Erziehung, Ausbildung oder 
Beaufsichtigung minderjähriger Personen einschliesst, so ist ihm für eine 
Dauer von mindestens einem und höchstens fünf Jahren die Ausübung 
dieser und vergleichbarer Tätigkeiten zu untersagen, sofern die Gefahr 
besteht, dass er sonst unter Ausnützung einer ihm durch eine solche 
Tätigkeit gebotenen Gelegenheit eine weitere derartige strafbare Hand-
lung mit nicht bloss leichten Folgen begehen werde. 

2) Besteht die Gefahr, dass der Täter bei Ausübung der Tätigkeit 
strafbare Handlungen der in Abs. 1 genannten Art mit schweren Folgen 
begehen werde, oder hat der Täter unter Ausnützung der ihm durch 
seine Tätigkeit gebotenen Gelegenheit eine strafbare Handlung der in 
Abs. 1 genannten Art begangen, obwohl ihm zum Zeitpunkt der Tat die 
Ausübung dieser Tätigkeit strafgerichtlich untersagt war, so ist das Ver-
bot auf unbestimmte Zeit auszusprechen. 

3) Wenn nachträglich Umstände eintreten oder bekannt werden, bei 
deren Vorliegen im Zeitpunkt des Urteils kein Tätigkeitsverbot ausge-
sprochen worden wäre, hat das Gericht das Tätigkeitsverbot aufzuheben. 

4) Im Falle eines auf unbestimmte Zeit ausgesprochenen Tätigkeits-
verbotes hat das Gericht mindestens alle zwei Jahre zu überprüfen, ob die 
Voraussetzungen nach Abs. 2 vorliegen. 

5) Die Dauer des Tätigkeitsverbotes beginnt mit Rechtskraft der Ent-
scheidung, mit der das Verbot ausgesprochen wird. Zeiten, in denen der 
Täter auf behördliche Anordnung angehalten wird, werden in diese Zeit 
nicht eingerechnet. 

1 § 220 abgeändert durch LGBl. 2011 Nr. 184. 
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6) Wer einer Tätigkeit nachgeht, obwohl er weiss, dass ihm deren Aus-
übung nach den vorstehenden Bestimmungen untersagt wurde, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagess-
ätzen zu bestrafen. 

§ 2211 

Aufgehoben 

11. Abschnitt 

Tierquälerei 

§ 2222 

Tierquälerei 

Aufgehoben 

12. Abschnitt 

Strafbare Handlungen gegen die Zuverlässigkeit von 
Urkunden und Beweiszeichen 

§ 223 

Urkundenfälschung 

1) Wer eine falsche Urkunde mit dem Vorsatz herstellt oder eine ech-
te Urkunde mit dem Vorsatz verfälscht, dass sie im Rechtsverkehr zum 
Beweis eines Rechtes, eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache ge-
braucht werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

1 § 221 aufgehoben durch LGBl. 2001 Nr. 16. 
2 § 222 aufgehoben durch LGBl. 2005 Nr. 216. 


